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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die vorläufige Haushaltsführung der Bundesverwaltung 
im Rechnungsjahr 1951 
- Nr. 2044 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Haushaltsausschusses 
(10, Ausschuß) 


Entwurf 

§ 3 

(1) Die Leistung von einmaligen Ausgaben 
ist an die Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen gebunden. 

(2) Seiner Zustimmung bedarf auch die 
Leistung von Ausgaben für neue Aufgaben. 
Außerdem ist die Zustimmung des Haushalts- 
ausschusses des Bundestages erforderlich, 
wenn für eine neue Ausgabe Sachausgaben 
geleistet werden sollen, die bei dem ein- 
schlägigen Ausgabetitel den Betrag von 
300 000 DM übersteigen; von der vorherigen 
Einholung dieser Zustimmung darf nur ab- 
gesehen werden, wenn die Maßnahme keinen 
Aufschub duldet; in einem solchen Falle ist 
der Haushaltsausschuß des Bundestages un- 
verzüglich zu unterrichten. Soweit die Durch- 
führung einer neuen Aufgabe die Ausbrin- 
gung von Stellen für planmäßige Beamte er- 
fordert, erfolgt die Bewilligung auf Vor- 
schlag des Bundesministers der Finanzen 
durch den Haushaltsaussdiuß des Bundes- 
tages. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
§ 3 

(1) unverändert 


(2) Seiner Zustimmung bedarf auch die 
Leistung von Ausgaben für neue Aufgaben. 
Außerdem ist die Zustimmung des Haus- 
haltsausschusses des Bundestages erforderlich, 
wenn für eine neue Aufgabe Sachausgaben 
geleistet werden sollen, die bei dem ein- 
schlägigen Ausgabetitel den Betrag von 
300 000 DM übersteigen; von der vorherigen 
Einholung dieser Zustimmung darf nur ab- 
gesehen werden, wenn die Maßnahme keinen 
Aufschub duldet; in einem solchen Falle ist 
der Haushaltsausschuß des Bundestages un- 
verzüglich zu unterrichten. Soweit die Durch- 
führung einer neuen Aufgabe die Ausbrin- 
gung von Stellen für planmäßige Beamte er- 
fordert, erfolgt die Bewilligung auf Vorschlag 
des Bundesministers der Finanzen durch den 
Haushaltsausschuß des Bundestages. Ebenso 
bedarf es der Zustimmung des Haushaltsaus- 
schusses des Bundestages, v/enn für neue Auf- 
gaben besondere Dienststellen, für die Bun- 
desmittel erforderlich sind, geschaffen wer- 
den sollen. 



